
Landgericht und Staatsanwaltschaft Arnsberg
Faxzustellung 02931 86210 22.04.2019

Kassation und Abweisung Beschlüsse u.Urteile im Zwangsversteigerungsverfahren v.21.01.2019  
Anzeige gegen das Gericht wegen "Strafvereitelung im Amt" u. "Schwerer Wirtschaftsverbrechen" 
in "kriminellen Bandentum"
======================================================================

Hiermit wird der so genannten "Beschluss" von 08.04.2019 als Akt einer kriminellen betrügerischen
Handlung ihrer Einrichtungen zurückgewiesen.
1.
Die behauptete Forderung    von 1.081,98 Euro der Stadt Menden war bereits belegt durch 
Zahlung mit Quittung         über  1.081,98 Euro unter Zwang erfolgt.
Die der Zwangsversteigerung zugrunde gelegte Forderung Grundsteuer EXISTIERTE NICHT, 
diese Forderungen waren durch ZAHLUNG UNTER ZWANG BELEGT BEGLICHEN !!
2.
Die behauptete Forderung  der Deutschen Bank von war ebenfalls bereits mit Quittung
des Käufers der insolventen Deutschen Bank ausgeglichen, die Urkunden darüber lagen 
dem Gericht zugestellt vor. Der im Termin vom 21.01.2019 anwesende Rechtsanwalt war NACH 
EIGENEM BEKUNDEN NICHT der Vertreter der DeutschenBank sondern Vertreter der aus dem 
Insolvenzbetrug hervorgegangenen DeutschenBank24 .
3.
Dem Gericht sowie dem Grundbuchamt zugestellte Urkunden der Staatsbank und der LIE 
Bank wurden vorsätzlich vom Gericht NICHT zur Kenntnis genommen und unterschlagen.
Die Sicherungsurkunde der Staatsbank über das Grundstück, aus weiteren Urkunden der LIE Bank 
und Staatsbank geht zweifelsfrei hervor, dass sich die Deutsche Bank als Schuldner der Staatsbank 
seit 2016 im Insolvenverfahren und seit 2017 in Insolvenzverwertung befindet, das die insolvente 
Deutsche Bank seit 2018 nach Japan verkauft ist.   
4.
Das Grundstück wurde durch Übertragung ins Eigentum des Volkes in das Vermögen der 
Staatsbank übernommen, dieses ist beurkundet und wird unterschlagen.
5.
Das bandenmäßige Zusammenwirken von Bürgermeister Menden, der Gerichte AG und LG 
Menden u.Arnsberg u.deren Staatsanwaltschaften, G.-vollziehern, Arbeitsamt u.Polizei zielt 
koordiniert auf die Existenz-vernichtung um die VORLIEGENDE INSOLVENZ der BRD 
GmbH und die EXISTENZ der Staatsbank als deren Gläubiger in der Öffentlichkeit zu 
verheimlichen.
Durch Vorlage von Beweisen, Urkunden und Beschlüsse waren die hochgradig kriminellen 
Handlungen und Wirtschaftsverbrechen den Beteiligten bekannt.
Das Gericht hat danach offensichtlich VORSÄTZLICH das Recht gebeugt und hat sich 
schuldig gemacht der schweren Straftat der  STAFVEREITELUNG IM AMT und handelt 
selbszt hochgradig kriminell.   
Es liegen schwerste bandenmäßige Wirtschaftsverbrechen vor, die bereits mit Strafverfahren 
beim Generalstaatsanwalt Frankfurt/Main anhängig sind (Aktenzeichen : 7683 JS 213298/19).
Schwere Kapital  und lnsolvenzverbrechen im Gläubigerschutz bei Kapital der Deutschen ‐
Bank24 sowie Insolvenzverbrechen der BRD Finanzagentur GmbH, der EU GbR, der 
ehemaligen abgewickelten Deutsche Bank und Kfw Group.
Dabei handelt es sich um schwere Staatsverbrechen gegen Gesetz und den Gesetzgeber.

Durch Beschluss und KASSATION des Obersten Gerichtes ZPKK wurden die Beschlüsse der 
beteiligten  kriminell handelnden Gerichte aufgehoben.
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